Deutscher Bundestag 
10. Wahlperiode 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Ladenschluß im Einzelhandel 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Das geltende Ladenschlußgesetz wird nicht verändert. 

Bonn, den 4. Februar 1986 

Dr. Vogel und Fraktion 

Begründung 

Die von den Fraktionen der CDU/CSU und FDP in Artikel 10 ihres 
Gesetzentwurfes zur Änderung wirtschafts- und verbraucher- 
rechtlicher Vorschriften vorgesehene Ausnahmeregelung im 
Ladenschlußgesetz, durch die eine Verlängerung der Ladenöff- 
nungszeiten in Bahnhöfen, Fährhäfen, Flughäfen sowie Verkaufs- 
stellen innerhalb einer baulichen Anlage, die der Verknüpfung 
zwischen dem Personennah- und -fernverkehr dient, ermöglicht 
werden soll, führt zu erheblichen Belastungen der Arbeitnehmer 
im Einzelhandel und zu krassen Wettbewerbsverzerrungen zwi- 
schen privilegierten Verkaufsstellen und normalen Einzelhan- 
delsuntemehmen. 

Der vorhegende Koalitionsentwurf ist unpräzise und in sich 
unausgewogen. Dies gilt beispielhaft für die unlogische Abgren- 
zung im Hinblick auf die örtlichen Voraussetzungen wie auch für 
die willkürliche Begrenzung der Mindesteinwohnerzahl von Städ- 
ten, für die die Ausnahmeregelungen gelten sollen. Verfassungs- 
rechtliche Ein wände sind bereits jetzt abzusehen. Über diese 
Schwächen des Entwurfs besteht unter den fachlich kompetenten 
Betroffenen ebenso Einigkeit, wie darüber, daß die vorgesehenen 
Regelungen zu nicht vertretbaren Wettbewerbsverzerrungen im 
Einzelhandel zugunsten privilegierter Verkaufsstellen führen. 

Der Entwurf der Koalitionsfraktionen ist darüber hinaus ein Ein- 
stieg in den Versuch, die bewährten Ladenschlußregelungen ins- 
gesamt in Frage zu stellen. Damit wird ein jahrzehntelanger aus- 
gewogener Kompromiß zwischen den Beschäftigten im Einzel- 
handel und den selbständigen Einzelhändlern ohne sachüchen 
Grund gefährdet. Gewerkschaften und betroffene Wirtschaftsver- 
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bände lehnen eine Änderung des Ladenschlußgesetzes ab. Von 
einer Verlängerung der Ladenschlußzeiten hätten weder die 
Beschäftigten noch die Selbständigen etwas. Zusätzliche versi- 
cherungspflichtige Arbeitsplätze werden nicht geschaffen, im 
Gegenteil, Vollarbeitsplätze werden zugunsten ungeschützter 
Arbeitsplätze vernichtet. Dies hätte Mehrbelastungen für die 
Arbeitnehmer im Einzelhandel zur Folge und würde ausgespro- 
chen familienfeindlich wirken. 

Die sogenannte „ Liberalisierung" im Einzelhandel würde auch zu 
einer weiteren Verschärfung des jetzt schon unerträglichen Kon- 
zentrationsprozesses im Einzelhandel führen. Eine Verlängerung 
der Ladenöffnungszeiten käme in erster Linie Großbetrieben des 
Handels insbesondere mit bestimmten Betriebsformen und Stand- 
orten zugute. Kleine und mittlere Unternehmen des Einzelhan- 
dels, die schon jetzt einem besonders starken Verdrängungswett- 
bewerb ausgesetzt sind, können dagegen die aus längeren Öff- 
nungszeiten resultierenden Kosten nicht in gleicher Weise ver- 
kraften, wie finanzstarke Großbetriebe mit breiterem Sortiment 
und relativ geringerem Personaleinsatz. Eine weiter verschlech- 
terte Wettbewerbssituation des mittelständischen Einzelhandels 
gegenüber Großbetriebsformen kann angesichts der bereits vor- 
handenen Konzentration im Einzelhandel auch nicht im Interesse 
der Verbraucher liegen. 

Angesichts dieser Sachlage besteht nicht die geringste Veranlas- 
sung, das Ladenschlußgesetz gegen den Willen der unmittelbar 
betroffenen Arbeitnehmer und Selbständigen im Einzelhandel zu 
ändern. Der Entwurf der Koalitionsfraktionen hat seinen Grund 
allein darin, daß die Ausnahmegenehmigung für die Klett-Pas- 
sage in Stuttgart zum 30. April 1986 ausläuft. 
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